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«Armut fängt da an, wo auch nur einem Kind das grundlegende Recht auf 
Bildung verwehrt wird.»

Kofi Annan, 2001
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Das Recht auf Bildung
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Quelle: Irish Human Rights and Equality Commission



Das Recht auf Bildung

Art. 19 BV Anspruch auf Grundschulunterricht
Der Anspruch auf ausreichenden und unentgeltlichen Grundschulunterricht ist 
gewährleistet.

Art. 62 BV Schulwesen
1 Für das Schulwesen sind die Kantone zuständig.
2 Sie sorgen für einen ausreichenden Grundschulunterricht, der allen Kindern 
offensteht. Der Grundschulunterricht ist obligatorisch und untersteht staatlicher 
Leitung oder Aufsicht. An öffentlichen Schulen ist er unentgeltlich. 
(…)
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Zweikreisemodell
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Zugang zu Bildung bei Kindern

• Anspruch auf unentgeltlichen Grundschulunterricht unabhängig vom 
rechtlichen Status bis zum 16. Lebensjahr
- Kinder ohne Aufenthaltsrecht (Sans Papiers)
- Kinder im Transit
- Kinder im Asylverfahren (im Bundesasylzentrum oder im Kanton)
- Nach der Wegweisung

• Anspruch auf Zugang zu einer Schule, Ausbildung oder Weiterbildung bis zum 
18. Lebensjahr (Art. 28 KRK)

• Uneinheitliche Umsetzung in den Kantonen, Einschränkungen vor allem bei 
weggewiesenen Personen

• Grundsätzlich Anspruch auf Gleichbehandlung und Einschulung in der 
Regelschule

• Sonderschule nur vorübergehend und bei entsprechendem Bedarf
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Praxis des Bundesgerichts

«6.1. Art. 19 und 62 BV gilt grundsätzlich für alle Schulkinder gleichermassen. Es 
wäre mit diesen Bestimmungen und mit Art. 8 BV nicht vereinbar, für 
ausländische oder Flüchtlingskinder einzig wegen ihrer Ausländereigenschaft 
einen segregierten oder minderwertigen Unterricht vorzusehen (…) oder 
Asylbewerber systematisch vom ordentlichen Grundschulunterricht 
auszuschliessen (…). Analog zu den für Behinderte geltenden Regelung, auf 
welche sich der Beschwerdeführer beruft, sind Asylbewerber grundsätzlich in die 
Regelschule zu integrieren. Auch bei Kindern, die verspätet in das Schulsystem 
einsteigen und nicht die der schweizerischen Normalität entsprechende 
Vorbildung haben, soll die Hinführung zur Regelschule angestrebt werden (...). 
Dies dient nicht nur der schulischen Gleichbehandlung, sondern ebenso der 
allgemeinen und gesellschaftlichen Integration und dem Schutz vor 
Diskriminierungen (…). Eine durch angemessene Fördermassnahmen begleitete 
Integration in die Regelschulen erleichtert den Kontakt zu anderen Gleichaltrigen, 
was einer gesellschaftlichen Eingliederung zuträglich ist (…)». 

BGer 2C_892/2018, Urteil vom 6. Mai 2019
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Zugang zu Bildung bei Jugendlichen 
und Erwachsenen

• Kein Anspruch auf Zugang zu nachobligatorischer Bildung, aber
- Bildung als Menschenrecht und politische Zielvorgabe
- Beschränkter Anspruch auf Gleichbehandlung beim Bildungszugang 
- Weitgehende Zulassung von EU/EFTA-Angehörigen
- Zulassung von Ausländer*innen für Aus- oder Weiterbildung gestützt auf 

Art. 27 AIG
- Beschränkte Möglichkeit für Härtefallbewilligung bei Ausbildung

• Beschränkte Ausbildungsprogramme
- Beschränkte Integrationsprogramme für Asylsuchende, inkl. Sprachkurse
- Integrationsförderung für Flüchtlinge und vorläufig Aufgenommene

• Beschränkte Finanzierung, beschränkter Zugang zu Stipendien
• Beschränkte Anerkennung von Qualifikationen
• Integrationserfordernis: Teilnahme am Wirtschaftsleben oder an Bildung
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Anerkennung von Berufsqualifikationen und
Abschlüssen
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• Grundsatz der Gleichwertigkeit bei Abschlüssen aus der EU/EFTA
• Anerkennung für reglementierte Berufe bei Drittstaatsangehörigen:

- Bei Berufsausbildung
o Gleiche Bildungsstufe und Bildungsdauer
o Vergleichbare Bildungsinhalte
o Nicht nur theoretische, sondern auch praktische Berufserfahrung

- Bei Hochschulabschlüssen
o Staatliche Anerkennung des Abschlusses im Herkunftsstaat
o Kenntnisse einer Schweizer Landessprache
o Berechtigung der Berufsausübung im Herkunftsstaat

• Anerkennung bei nicht reglementierten Berufen:
o Gleiche Bildungsstufe und Bildungsdauer
o Vergleichbare Bildungsinhalte
o Nicht nur theoretische, sondern auch praktische Berufserfahrung



Anerkennungsstellen
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Quelle: SBFI
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Integrationsparadigma (Art. 4 AIG)

1 Ziel der Integration ist das Zusammenleben der einheimischen und 
ausländischen Wohnbevölkerung auf der Grundlage der Werte der 
Bundesverfassung und gegenseitiger Achtung und Toleranz.
2 Die Integration soll längerfristig und rechtmässig anwesenden Ausländerinnen 
und Ausländern ermöglichen, am wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Leben 
der Gesellschaft teilzuhaben.
3 Die Integration setzt sowohl den entsprechenden Willen der Ausländerinnen 
und Ausländer als auch die Offenheit der schweizerischen Bevölkerung voraus.
4 Es ist erforderlich, dass sich Ausländerinnen und Ausländer mit den 
gesellschaftlichen Verhältnissen und Lebensbedingungen in der Schweiz 
auseinandersetzen und insbesondere eine Landessprache erlernen.

à Integrationsagenda: Zwei Drittel aller Geflüchteten zwischen 16 und 25 Jahren 
mit Bleibeperspektive sollen fünf Jahre nach der Einreise eine berufliche 
Grundbildung absolvieren
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Anforderungen an die Sprachkenntnisse
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Quelle: www.sem.admin.ch
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Zugang zu Bildung im Asylverfahren

• Ausgangslage: Unterbringung im Bundesasylzentrum (BAZ), d.h. in einem 
Sondersetting mit Freiheitsbeschränkung

• Herausforderungen
- Unklare Bleibeperspektive
- Fehlende Sprach- und weitere Vorkenntnisse
- ggf. Traumata, einschränkende Wohnsituation, knappe finanzielle Mittel
- Ausschluss von Kindern über 16 Jahre

• Grundsatz: Unterricht im BAZ
- im erweiterten Verfahren Unterricht in den Sondersettings, nur selten in der 

Regelschule
• Zugang zu Bildung für Jugendliche und Erwachsene im Asylverfahren 

- Eingeschränkter Zugang zu Berufsbildung
- Eingeschränkter Zugang zu höherer Schulbildung

Bildung Macht Perspektive, Barbara von Rütte, 2.11.2023 Universität Basel 19



Zugang zu Bildung für weggewiesene Personen und 
Sans Papiers

• Schulpflicht und Schulrecht auch für Kinder mit Wegweisungsentscheid bzw. 
für Kinder ohne Aufenthaltsrecht

• Schulpflicht überwiegt Migrationskontrolle
• Grundsätzlich: Firewall zwischen Schul- und Migrationsbehörden, 

Strafbestimmungen des AIG werden nicht angewendet
- Aber: fehlende klare gesetzliche Grundlage

• Rechtsfolgen bei Meldung
- Grundsätzlich Wegweisung und ggf. Ausschaffung

o Ungenügendes Bildungssystem im Herkunftsland ist kein 
Wegweisungshindernis

o Aber: Berücksichtigung der Bildung i.S. einer fortgeschrittenen 
Integration bei der Frage der Zumutbarkeit der Wegweisung

- Möglichkeit der Härtefallbewilligung bei Erwerb von Bildung
o Art. 31 Abs. 1 lit. a VZAE (Erwerb von Bildung)
o Art. 31 Abs. 1 lit. c VZAE (Schulbesuch der Kinder)
o Art. 30a Abs. 1 VZAE (Berufslehre)
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Bildung und Einbürgerung

«5.11 Insgesamt erweist es sich demnach als dem Gesetzeszweck klar 
zuwiderlaufend, innerhalb der Rechtsordnung widersprüchlich, unsachlich und 
stossend, die im Maturitätsausweis der Beschwerdeführerin bescheinigte Note 4 
für Deutsch nicht als ausreichenden Sprachnachweis für die ordentliche 
Einbürgerung anzuerkennen. Aufgrund der gleichen Zusammenhänge ist die 
unterschiedliche Berücksichtigung von durch die fide validierten oder akzeptierten 
Bescheinigungen einerseits und schweizerisch anerkannten Maturitätsausweisen 
andererseits rechtsungleich. Überdies ist es überspitzt formalistisch, auf einer von 
fide akzeptierten Bescheinigung oder einer Validierung durch fide zu beharren, 
nachdem die Beschwerdeführerin mit dem eingereichten Maturazeugnis bereits 
einen genügenden Sprachnachweis geleistet hat. Der angefochtene Entscheid 
verstösst mithin gegen Verfassungsrecht».

BGE 148 I 271, E. 5.11
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Vielen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.


